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Die Liste ist für den Landwirt, Forstwirt und Gärtner von Be-
deutung, der Pflanzenschutzmittel im eigenen Betrieb herstellen 
und anwenden will. Die erwerbbaren Mittel und Zubereitungen 
hierzu sind auf der jeweils geltenden Liste der BBA abschließend 
aufgeführt. Die Biologische Bundesanstalt nimmt Stoffe und Zu-
bereitungen gern.§ 6aAbs. 4 S. 2 PflSchG in die Liste auf, wenn 
keine Anhaltspunkte vorliegen, daß sie bei sachgerechter An-
wendung oder als Folge einer solchen Anwendung schädliche 
Auswirkungen, insbesondere auf die Gesundheit von Mensch 
und Tier, das Grundwasser und den Naturhaushalt, haben. Wirk-
stoffe und Zubereitungen sind folglich nicht in die Liste auf-
genommen worden, wenn begründete und nicht ausräumbare Be-
denken hinsichtlich der aufgezählten Schutzgüter bestanden. 
Zur Veröffentlichung angenommen: 23. März 1999 
Kontaktansc/zrifi: D1: Volker Kaus, Industrieverband Agrar e. V., Karl-
strqfie 21, D-60329 Frankfurt am Main 
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Liste der Stoffe und Zubereitungen für die 
Herstellung von Pflanzenschutzmitteln zur 
Anwendung im eigenen Betrieb 
Darüber hinaus wurden auch solche Stoffe nicht aufgenom-
men, die auf Grund der regionalen Bedingungen für den Pflan-
zenschutz in Deutschland ohne Bedeutung sind, z. B. hydroli-
siertes Eiweiß und Diammoniumphosphat. Des weiteren sind mit 
Ausnahme von Lecithin solche Stoffe nicht aufgenommen wor-
den, die im Handel als zugelassene Pflanzenschutzmittel erhält-
lich sind und deren Selbstherstellung nicht die toxikologische 
Unbedenklichkeit wie auch ökotoxikologische Vertretbarkeit 
sicherstellt (Kupfer- und Schwefelpräparate, Kaliseife, Pyre-
thrine, Metaldehyd). Dies ist vor allem durch die fehlenden 
Kenntnisse über die Herstellung der geeigneten Präparate be-
gründet. Darüber hinaus kann nicht sichergestellt werden, daß 
die zum Schutz des Anwenders und des Naturhaushaltes edor-
derlichen Hinweise bekannt sind und beachtet werden. 
Mit Inkrafttreten des novellierten Pflanzenschutzgesetzes in der 
Fassung vom 14. Mai 1998 (BGB!. IS. 971, 1527, 3512)istnach 
§ 6a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe b Pflanzenschutzgesetz 
(PflSchG) durch die Biologische Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft eine Liste zu führen. Die Liste enthält Stoffe und 
Zubereitungen, die zu gewerblichen Zwecken oder im Rahmen 
sonstiger wirtschaftlicher Unternehmungen in den Verkehr ge-
bracht oder eingeführt worden sind und zur Herstellung und 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln im eigenen Betrieb er-
worben werden dürfen. Voraussetzung für die Aufnahme in diese 
Liste ist nach § 6a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a PflSchG, daß 
die Stoffe und Zubereitungen in Anhang II Teil B (Pflanzen-
schutzmittel) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 
24. Juni 1991 über den ökologischen Landbau, novelliert mit der 
Verordnung (EG) Nr. 1488/97 der Kommission vom 29. Juli 
1997 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des 
Rates über den ökologischen Landbau, aufgeführt sind. 
Die erste „Bekanntmachung der Liste über Stoffe und Zube-
reitungen, die in Pflanzenschutzmitteln enthalten sein di.iden, die 
nach § 6a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe b des Pflanzenschutz-
gesetzes für landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder gärt-
nerische Zwecke zur Anwendung im eigenen Betrieb hergestellt 
werden - vom 15. Oktober 1998 - ",ist im Bundesanzeiger Nr. 
214 vom 13. November 1998 auf Seite 16128 e1folgt. In der Vor-
bemerkung wird darauf hingewiesen, daß die sachgerechte An-
wendung der in der Liste aufgeführten Stoffe und Zubereitungen 
(Tabelle) ein hohes Maß an Fachwissen voraussetzt. Anwen-
Tab. 1. Liste über Stoffe und Zubereitungen, die in Pflanzenschutzmitteln enthalten sein dürfen, die nach § 6a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 Buch· 
stabe b des Pflanzenschutzgesetzes für landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder gärtnerische Zwecke zur Anwendung im 
eigenen Betrieb hergestellt werden dürfen 
Bezeichnung 
Azadirachtin aus Azadirachta indica (Neembaum) 
Bienenwachs 
Gelatine 
Lecithin 
Ätherische pflanzliche Öle (z. B. Minzöl, Kienöl, Kümmelöl) 
und andere pflanzliche Lebensmittelöle (z. B. Rapsöl) 
Quassia aus Quassia amara 
Mikroorganismen: 
Baculoviren (Granuloseviren, Kernpolyederviren) 
Bacillus thuringiensis subsp. tenebrionis (B.t.t.) 
Beauveria bassiana 
Beauveria brongniartii (= B. tenel!a) 
Metarhizium anisopliae 
Peniophora gigantea 
Chondostereum purpureum 
Ethylen 
Kalialaun 
Kalksulfat (Calciumpolysulfid) 
Paraffinöl 
Kaliumpermanganat 
Quarzsand 
Beschreibung, Verwendungsvorschriften, besondere Hinweise 
Insektizid, anwendbar nur: 
auf Mutterpflanzen für die Erzeugung von Saatgut und auf Elternpflanzen 
für die Erzeugung von anderem Vermehrungsmaterial; bei Zierpflanzen 
Anwendung beim Baumschnitt 
Insektizid 
Fungizid 
Insektizid, Akarizid, Fungizid und Keimhemmstoff 
Insektizid, Repellent 
(Nur Aufbereitungen, keine genetisch veränderten Organismen im Sinne 
der Richtlinie 90/220/EWG des Rates) 
Insektizid 
Insektizid (gegen Blattkäfer, z. B. Erlenblattkäfer, Weidenblattkäfer usw.) 
Insektizid (gegen Borkenkäfer) 
Insektizid (gegen Maikäfer) 
Insektizid (gegen Rüsselkäfer und Borkenkäfer) 
Fungizid (gegen Rotfäule) 
Herbizid (gegen amerikanische Traubenkirsche) 
Nachreifung von Bananen 
Verzögerung der Reifung von Bananen 
Fungizid, Insektizid, Akarizid 
Nur für die Winterspritzung von Obstbäumen und Reben 
Insektizid, Akarizid 
Fungizid, Bakterizid 
Nur bei Obstbäumen und Reben 
Repellent 
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der-, Verbraucher- und Umweltschutz sind sicherzustellen. Bei 
der Anwendung der Mittel mit solchen Stoffen und Zubereitun-
gen sind die sonstigen Bestimmungen des Pflanzenschutzgeset-
zes und die weiteren geltenden Rechtsvorschriften, insbesondere 
die Regelungen der Rückstands-Höchstmengenverordnung 
(RHmV) vom 1. September 1994 (BGBl. I S. 2299, 1996 I S. 
927), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 26. September 
1997 (BGB!. I S. 2366) und der Gefahrstoffverordnung 
(GefStoffV) vom 26. Oktober 1993 (BGBl. I S. 1782, 2049), zu-
letzt geändert durch Art. 1 der Verordnung vom 12. Juni 1998 
(BGBl. I S. 1286), zu beachten. In die Liste aufgenommene 
Stoffe und Zubereitungen können nach der GefStoffV eingestuft 
und gekennzeichnet sein. 
STEFAN KÜHNE und MARGA JAHN (Kleinmachnow) 
Pflanzenstärkungsmittel - Neuregelungen 
im novellierten Pflanzenschutzgesetz 
Mit dem Inkrafttreten des novellierten Pflanzenschutzgesetzes 
(PflSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Mai 
1998 gelten ab 1. Juli 1998 neue Regelungen auch für das Inver-
kehrbringen von Pflanzenstärkungsmitteln. Voraussetzung für 
das Inverkehrbringen sind die Erfüllung der Anforderungen nach 
§ 31 Abs. 1 Nr. 1 PflSchG und die Aufnahme in die Liste über 
Pflanzenstärkungsmittel der Biologischen Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft (BBA). 
Definition 
Die Definition des Begriffes Pflanzenstärkungsmittel wurde neu 
gefaßt. Pflanzenstärkungsmittel sind gemäß § 2 Nr. 10 PflSchG 
„Stoffe, die 
a) ausschließlich dazu bestimmt sind, die Widerstandsfähigkeit 
von Pflanzen gegen Schadorganismen zu erhöhen, 
b) dazu bestimmt sind, Pflanzen vor nichtparasitären Beein-
trächtigungen zu schützen, 
c) für die Anwendung an abgeschnittenen Zierpflanzen außer 
Anbaumaterial bestimmt sind". 
Wie bisher sind Pflanzenstärkungsmittel dazu bestimmt, die 
Widerstandsfähigkeit von Pflanzen zu erhöhen, ohne daß eine 
Wirkung auf bestimmte Schadorganismen beabsichtigt ist. Es 
können aber nun auch Stoffe sein, die dazu bestimmt sind, Pflan-
zen vor nichtparasitären Beeinträchtigungen zu schützen. Diese 
Stoffe waren im bisher geltenden Gesetz den Pflanzenschutz-
mitteln zugeordnet. Die für die Anwendung an abgeschnittenen 
Zierpflanzen bestimmten Stoffe unterlagen bisher keiner Rege-
lung im Pflanzenschutzgesetz. 
Anforderungen 
Pflanzenstärkungsmittel dürfen bei bestimmungsgemäßer ( d. h. 
Anwendung nach Gebrauchsanleitung) und sachgerechter (d. h. 
Anwendung unter Beachtung der Grundsätze der guten fach-
lichen Praxis im Pflanzenschutz) Anwendung oder als Folge 
einer solchen Anwendung keine schädlichen Auswirkungen, ins-
besondere auf die Gesundheit von Mensch und Tier, das Grund-
wasser und den Naturhaushalt, haben (§ 31 Abs. 1 Nr. 1 
PflSchG). Im Unterschied zum bisher geltenden Gesetz ist damit 
nicht bereits in der Definition enthalten, daß ein Pflanzen-
stärkungsmittel keine schädlichen Auswirkungen hat, sondern 
dies muß bei der Anwendung sichergestellt werden. 
Gemäß§ 31 Abs. 1 Nr. 2 PflSchG müssen die Mittel vor dem 
Inverkehrbringen in eine Liste der Biologischen Bundesanstalt 
über Pflanzenstärkungsmittel aufgenommen worden sein; die 
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Behältnisse und äußeren Umhüllungen oder Packungsbeilagen 
müssen ausreichend gekennzeichnet, d. h. mit den Angaben nach 
§ 31 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 5, der Angabe „Pflanzenstärkungs-
mittel" und der Listennummer versehen sein(§ 31 Abs. 1 Nr. 3 
PflSchG). 
Erfüllt ein Pflanzenstärkungsmittel die Anforderungen nach 
§ 31 Abs. 1 Nr. 1 PflSchG nicht, so lehnt die Biologische Bun-
desanstalt die Aufnahme in die Liste ab(§ 31 a Abs. 4 PflSchG). 
Aufnahme in die Liste 
Die Aufnahme in die Liste über Pflanzenstärkungsmittel muß der 
Hersteller, Vertriebsunternehmer oder Einführer beantragen. Der 
Antrag muß die Mindestangaben gemäß § 31 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1 bis 6 PflSchG enthalten. Der Antrag ist nach einem von der 
BBA im Bundesanzeiger (Nr. 48 vom 11. März 1999, S. 3683) 
und im Internet (Adresse: http://www.bba.de, Suchbegriff 
„Antragsmuster") bekanntgemachten Muster in dreifacher Aus-
fertigung zu stellen. Mit dem Antrag muß der Antragsteller er-
klären, daß das Pflanzenstärkungsmittel den Anforderungen 
nach § 31 Abs. 1 Nr. 1 entspricht. Er muß diese Erklärung ge-
wissenhaft abgeben. 
Sofern die vorgelegten Angaben und Unterlagen zu Bedenken 
Anlaß geben, ob das Pflanzenstärkungsmittel den Anforderun-
gen nach§ 31 Abs. 1 Nr. 1 entspricht, kann die Biologische Bun-
desanstalt vom Antragsteller die Vorlage der für eine Prüfung des 
Pflanzenstärkungsmittels erforderlichen Unterlagen und Proben 
verlangen (§ 31 a Abs. 2). 
Die Biologische Bundesanstalt muß innerhalb von vier Mona-
ten nach Eingang des Antrages über die Aufnahme in die Liste 
über Pflanzenstärkungsmittel entscheiden. Dies setzt voraus, daß 
ein vollständiger Antrag eingereicht wird, der den Anforderun-
gen des § 31 a Abs. 1 Satz 2 und 3 PflSchG genügt. Die Ent-
scheidung hinsichtlich möglicher schädlicher Auswirkungen auf 
die Gesundheit von Mensch und Tier und das Grundwasser trifft 
die BBA im Benehmen mit dem Bundesinstitut für gesundheit-
lichen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin (BgVV) sowie 
hinsichtlich möglicher schädlicher Auswirkungen auf den Na-
turhaushalt im Benehmen mit dem Umweltbundesamt (UBA). 
Die Mitwirkung der bei der Zulassung von Pflanzenschutz-
mitteln beteiligten Behörden ist neu. Um den gesetzlichen Vor-
gaben zeitlich und inhaltlich gerecht zu werden, wurde ein ent-
sprechender Ablaufplan für die Bearbeitung des Antrags 
zunächst durch die BBA, dann parallel durch BBA, BgVV und 
UBA entwickelt. Müssen Unterlagen und/oder Proben nach-
gefordert werden, bevor das Mittel in die Liste aufgenommen 
wird, ist die Entscheidung innerhalb von weiteren vier Monaten 
nach Eingang der Unterlagen und Proben zu fällen. Das heißt, die 
Verfahrensfrist beginnt erneut zu laufen. Ergibt eine nachträg-
liche Prüfung, daß ein in die Liste aufgenommenes Pflanzen-
stärkungsmittel den genannten Anforderungen nicht entspricht, 
so wird das Mittel aus der Liste gestrichen. 
Die Aufnahme in die Liste über Pflanzenstärkungsmittel bzw. 
das Streichen aus der Liste macht die Biologische Bundesanstalt 
im Bundesanzeiger bekannt. 
Wesentliche Unterschiede zum alten Rechtsbestand 
• Erweiterung der Definition, d. h. der den Pflanzenstärkungs-
mitteln zugeordneten Stoffe; 
• keine schädlichen Auswirkungen des Pflanzenstärkungs-
mittels bei bestimmungsgemäßer und sachgerechter Anwen-
dung oder als Folge einer solchen Anwendung - entspre-
chende Erklärung des Antragstellers; 
• Umgestaltung des Anmeldeveifahrens in ein Listenverfahren; 
• Bekanntmachung der Liste gemäß § 31 b Abs. 3 im Bundes-
anzeiger; 
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• Entscheidung über die Aufnahme in die Liste im Benehmen 
mit dem Umweltbundesamt und dem Bundesinstitut für ge-
sundheitlichen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin. 
Übergangsvorschrift 
Nach der Übergangsvorschrift des§ 45 Abs. 10 Satz 1 PflSchG 
dfüfen Pflanzenstärkungsmittel, die vor dem 1. Juli 1998 nach 
den bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften in den Ver-
kehr gebracht wurden, noch bis zum 30. Juni 2000 in den Ver-
kehr gebracht werden. Pflanzenstärkungsmittel nach§ 2 Nr. 10 
Buchstabe b PflSchG (bisher Pflanzenschutzmittel) dfüfen noch 
bis zum Ende der vorhandenen Zulassung in den Verkehr ge-
bracht werden. Die Verkehrsfähigkeit darüber hinaus ist nur 
gewährleistet, wenn die Aufnahme in die Liste gemäß § 31 
Abs. 1 Nr. 2 PflSchG erfolgt ist. 
MARGA JAHN (Kleinmachnow) und 
H. KOHSIEK (Braunschweig) 
Die Abteilung für Pflanzenschutzmittel und Anwen-
dungstechnik der BBA gibt bekannt: 
Aktuelle Information zur EU-Wirkstoff-
prüfung nach Richtlinie 91/414/EWG (neue 
Wirkstoffe) 
13. Mitteilung zur EU-Wirkstoffprüfung (Pflanzen-
schutzmittel)1) 
Mit der 8. Mitteilung zur EU-Wirkstoffprüfung2) hatte die BBA 
neue Regelungen zur Sprachenfrage und zum beschleunigten 
Check for Completeness bekanntgegeben. 
In der Zwischenzeit wurde die Sprachenregelung weiter ver-
einfacht, i. e. Dokument N (Tier III) wird in der Regel nicht mehr 
in englischer Sprache verlangt. . 
Der beschleunigte Check for Completeness wurde m mehre-
ren Fällen erfolgreich durchgeführt und soll vorläufig fortgesetzt 
werden. Besonders wichtig ist eine frühzeitige Kontaktaufnahme 
mit den Ansprechpartnern in der BBA. 
Für die ausländischen Antragsteller wird der entsprechend 
geänderte Text der 8. Mitteilung nachfolgend nochmals in engli-
scher Sprache wiedergegeben: 
Current information concerning the EU-evaluation proce-
dure for active substances (new active substances) 
With regard to CUITent efforts to speed up and simplify the ~U­
evaluation procedure for new active substances, the followmg 
rules apply if Germany is chosen as the rapporteur Member State: 
1. Language used 
The documents (dossier) enclosed with the application for inclu-
sion of thc new active substance in Annex I of Directive 
91/414/EEC are in principle accepted in the English language. 
Translations in German are only required for documents A 
( covering letter) and C (instructions for use ). 
1) 12. Mitteilung siehe LUNDEHN, J.-R., und KOHSIEK, H. (1999): Chronolo-
gische Übersicht über rechtliche Regelungen und Arbeitsdokumente im Rah-
men der Richtlinie des Rates 911414/EWG über das Inverkehrbnngen von 
Pflanzenschutzmitteln (Stand: Mai 1999). Nachrichtenbl. Deut. Pflanzen-
schutzd., 51 (7), S. 192-196. 
2) 8. Mitteilung siehe KoHSIEK, H. (1998): Aktuelle Information zur EU-
Wirkstoffprüfung. Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd., 50 (9), S. 246. 
2. Accelerated Check for Completeness 
Fora trial period, the BBA is now offering an accelerated Check 
for Completeness which takes 2-4 working days compared to the 
standard procedure of 3-6 months. Please contact the person 
responsible for your particular use category for requirements and 
details. 
Use category Contact person Telephone/Fax/E-mail 
Herbicides, Dr. Holzmann 
Growth regulators 
Fungicides Mr. Köpp 
lnsecticides, Dr. Wilkening 
Acaricides and 
others 
Tel.: (0531) 2 99-34 52 
Fax: (0531) 2 99-30 03 
E-mail: a.holzmann@BBA.de 
Tel.: (0531) 2 99-34 56 
Fax: (0531) 2 99-30 03 
E-mail: h.koepp@BBA.de 
Tel.: (0531) 2 99-34 54 
Fax: (0531) 2 99-30 03 
E-mail: a.wilkening@BBA.de 
J.-R. LUNDEHN und H. KOHSIEK (Braunschweig) 
Übersicht über den Stand der Prüfung 
alter Wirkstoffe von Pflanzenschutzmitteln 
zur Aufnahme in Anhang 1 der Richtlinie 
91/414/EWG 
14. Mitteilung zur EU-Wirkstoffprüfung (Pflanzen-
schutzmittel)1) 
Die Prüfung von Wirkstoffen, die in bereits vor dem 26. Juli 1993 
im Bereich der EU-Mitgliedstaaten auf dem Markt befindlichen 
Pflanzenschutzmitteln enthalten waren, erfolgt gemäß Artikel 8 
Abs. 2 der Richtlinie 91/414/EWG mit einem gemeinschaftli-
chen Arbeitsprogramm für die schrittweise Prüfung innerhalb 
von 12 Jahren (1991-2003). Die erste Stufe der Prüfung begann 
bereits Ende 1992 mit der Veröffentlichung der ersten 90 zur Prü-
fun o aufgerufenen Wirkstoffe (Verordnung (EWG) Nr. 3600/92). 
Nachdem die Hersteller ihre Absicht zur Verteidigung der 
Wirkstoffe notifiziert hatten, erfolgte mit der Verordnung (EG) 
Nr. 933/93 die Benennung der berichterstattenden Mitgliedstaa-
ten und Festlegung der Termine für die Einreichung der Prüfun-
ter!aoen (Dossiers) durch die Hersteller sowie der Berichte über 
die Ergebnisse der Prüfung (Monographien) durch die bericht-
erstattenden Mitgliedstaaten. 
Nach Vorlage der Monographien werden diese in verschiede-
nen Gremien auf Gemeinschaftsebene geprüft. Die Prüfung 
mündet in einer Entscheidung der Europäischen Kommission zur 
Aufnahme der Wirkstoffe in Anhang I der Richtlinie nach vor-
heriger Abstimmung im Ständigen Ausschuß Pflanzenschutz un-
ter Beteiligung aller Mitgliedstaaten. 
Über den aktuellen Stand der Prüfung und Bewertung der er-
sten 90 Wirkstoffe informiert die nachfolgende Tabelle. 
Zur Zeit finden intensive Beratungen bei der Europäischen 
Kommission und in den EU-Mitgliedstaaten zur Vorbereitung 
der 2. und 3. Stufe der Prüfung statt. Die Prüfung soll wesentlich 
vereinfacht und beschleunigt werden. 
J.-R. LUNDEHN und H. KOHSIEK (Braunschweig) 
1) 13. Mitteilung siehe LUNDEHN, J.-R. und KOHSIEK, H. (1999): Aktuelle In-
formation zur EU-Wirkstoffprüfung nach Richtlinie 91/414/EWG (neue 
Wirkstoffe). Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd„ 51, (8). S. 216. 
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Tab. 1. Übersicht über den Stand der Prüfung alter Wirkstoffe von Pflanzenschutzmitteln zur Aufnahme in Anhang 1 der Richtlinie 
91/414/EWG Stand: 7. April 1999 
Lfd. Wirkstoff (i; $: cc Nr. (common name) Q) Q) Q) c::! 
.s::: -0 "> 
!..._ Q_§ '2 .S::: N EE O> !..._ ""C" c Synonym(e) ü c Q) ~ §-2 üC ·- ü N c Q) .s::: Q) ·~ Q) a: Q) ::J ·- = C1l O> U) "5 :::J -0 C1l 
.. EQ;§i~ Q) 1il 1il .9! E Q; "'O o CU o~ E'fü:t c cn .s::: .s:::-"'J .s::: c ~ :::J .~25 -~ :::J :::J ü ,g~~ oi·- -0 .s::: .s::: ..0 ·t5 CTj a. 
·;; Q) ·-C'.J(ii ·;; {'3 c::! -o <( cn §~:t= ~ ~ cn CD t5.-. ~~ gi g>ifi gi Ol a;' ·- c - ..0 c Ol;:-' c 0, c cn :::i Q) °' Q) c cn o ..Y.. Q) ctS ·- c c~ - 'ON Ol 0 :::J.~2. :::i c.r:: &'E:::;? © t515 :~.ä) {'3 .9! © 20 ::J. _ _.. ..C ·- N :::J Q) o> 1il-"' 0.. 1il -"' 0.. - Q) ü ~ -g c 
-"' -0 
·c: B>'8 c- ~8 C1l cn cn :e <( .._.. E-g~eE .::: 0 0 Ol OJOa... Ci> Oa... ~ cn cn C'.$~ Q)·-o Q) ·- :::J Q) E C'.J Q) :::J :::J Q) s~ ca:;?~ :::;? J? cow ca so.. coso.. COS<( w (/) 0.. >._w COU..<(W('.} 
1 Acephat 1 IT 
2 Methamidophos 1 IT 
3 Aldicarb IAN UK ·. 
• 
4 Amitraz IA AT 
5 Azinphos-ethyl IA DE 
1 
07/95 Widerruf 
L 170 vom 20.07.95, S. 22 
6 Azinphos-methyl IA DE 
7 Carbendazim F DE 
8 Benomyl F DE 
9 Thiophanat-methyl F DE 
10 Chlorpyriphos 1 ES 
11 Chlorpyriphos-methyl 1 ES 
12 Cyfluthrin 1 DE 
13 beta-Cyfluthrin 1 DE 
14 Cyhalothrin 1 SE 
1 
09/94 Widerruf 
L 249 vom 24.09.94, S. 18 
15 lambda-Cyhalothrin 1 SE 
16 Cypermethrin 1 BE 
17 alpha-Cypermethrin 1 BE 
18 DNOC HI FR . 03/99 Nichtaufnahme in Anhang 1 
und Widerruf 
L 54 vom 02.03.99, S.21 
19 Deltamethrin 1 SE 
20 Dinoterb H FR 04/98 Widerruf 
• 
L 117 vom 21.04.98, S. 13 
21 Endosulfan 1 ES 
22 Fenthion 1 GR .··· 
23 Fenvalerat IA PT 04/98 Widerruf 
L 117 vom 21.04.98, S. 15 
24 Esfenvalerat 1 PT 
25 Lindan 1 AT . 
26 Parathion IAN IT 
27 Parathion-methyl 1 IT 
28 Permethrin 1 IR . 
29 Benalaxyl F PT 
30 Metalaxyl F PT 
31 Chlorthalonil F NL 
--------
-
32 Dinocap F AT 
33 Fenarimol F UK .• .... 
34 Fentin-acetat F UK 
35 Fentin-hydroxid F UK 
36 Flusilazol F IR 
37 lmazalil F LU 12/97 Aufnahme in Anhang 1 
L 353 vom 24.12.97, S. 26 
38 Mancozeb F IT 
39 Maneb F IT 
40 Zineb F IT 
41 Metiram F IT 
42 Propineb F IT 
43 Thiram FP BE 
44 Ferbam F BE 
1 
07/95 Widerruf 
L 170 vom 20.07.95, S. 22 
45 Ziram FP BE 
46 Propiconazol F SF 
47 Pyrazophos F NL 
48 Quintozen F GR 
49 Thiabendazol F ES 
50 Vinclozolin F FR 
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51 Procymidon F FR 
52 lprodion F FR 
53 Chlozolinat F GR 
54 Chlorpropham WK NL 
55 Propham HW NL 10/96 Widerruf 
.· .. · L 257 vom 10.10.96, S. 41 
56 Daminozid w NL 
57 Maleinsäurehydrazid w DK 
58 Tecnazen F UK 
59 Alachlor H ES 
60 Amitrol H FR 
61 Atrazin H UK 
62 Simazin H UK 
63 Bentazon H DE 
64 Chlortoluron H ES 
65 2,4-D H GR .· 
66 2,4-DB H GR 
67 Ethofumesat H SE 
68 Fluroxypyr H DE 
.... · 
69 Glyphosat H DE 
70 loxynil H FR 
71 Bromoxynil H FR 
72 lsoprotu ron H DE 
73 MCPA H IT 
74 MCPB H IT 
75 Mecoprop H OK 
76 Mecoprop-P H OK 
77 Metsulfuron H FR 
78 Thifensulfuron H FR · ... ··. 
79 Triasulfuron H FR 
80 Molinat H PT 
81 Monolinuron H UK 
··. 
82 Linuron H UK •.. 
83 Paraquat H UK 
84 Deiquat H UK 
85 Pendimethalin H ES 
86 Desmedipham H SF 
87 Phenmedipham H SF 
88 }''"9.E>Y~~~- H SE 
89 Pyridat H AT 
90 Warfarin R IR 
Erläuterungen 
1) Code Wirkungsbereich 2) Code Berichterstattender Mitgliedstaat 
A Akarizid AT Österreich 
B Bakterizid BE Belgien 
F Fungizid DE Deutschland 
H Herbizid ES Spanien 
1 Insektizid FR Frankreich 
K Keimhemmungsmittel GR Griechenland 
N Nematizid IR Irland 
P Repellent, Wildschadenverhütungsmittel IT Italien 
R Rodentizid LU Luxemburg 
W Pflanzenwachstumsregulator NL Niederlande 
PT Portugal 
SE Schweden 
SF Finnland 
UK Vereinigtes Königreich 
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Rückstands-Höchstmengenverordnung 
geändert 
Mit der Veröffentlichung der Vierten Verordnung zur Änderung 
der Rückstands-Höchstmengenverordnung im Bundesgesetz-
blatt am 26. Februar 1999 (BGB!. I S. 164) wurde die Rück-
stands-Höchstmengenverordnung (RHm V) erstmalig in diesem 
Jahr geändert. Die Verordnung trat am 27. Februar 1999 in Kraft. 
Mit dieser Verordnung wurde einerseits die Richtlinie 
97/41/EG (ABI. EG Nr. L 184 S. 33) in nationales Recht umge-
setzt, andererseits dient die Verordnung der Aufnahme von 
Höchstmengen aus dem nationalen Regelungsbereich (Zulas-
sungsverfahren für Pflanzenschutzmittel, Importtoleranzen). 
Folgende Änderungen haben sich ergeben: 
Übernahme von EG-Recht 
• Verarbeitung 
Der umzusetzende Aspekt der o. g. EG-Richtlinie betrifft die Ver-
arbeitung. Zwar entsprach die Verordnung schon weitgehend 
den EG-Forderungen, doch waren einige kleinere Anpassungen 
notwendig. 
Zum einen muß im Paragraphen 2 bei der Verarbeitung neben 
der Erhöhung der Rückstände nun auch die Erniedrigung der 
Rückstände durch die Verarbeitung berücksichtigt werden. 
Weiterhin war es erforderlich bei den Lebensmitteln tierischer 
Herkunft (Anlage 4, Liste A) einige Anpassungen vorzunehmen. 
Bei den Gruppen l und 2 „Milch" und „Erzeugnisse auf Milch-
basis" wurde die Liste der Lebensmittel gestrafft. Bei der Gruppe 
3 „Eier" ist die Liste jetzt identisch mit den Vorgaben der EG. Die 
Gruppe 9 „Tierische Speisefettei-öle (ausgenommen Milchfett)" 
ist unter der Gruppe 5 „Fleischerzeugnisse" subsummiert. Da-
durch bedingt war eine komplette Überarbeitung und Neufas-
sung der Anlage 1 (Liste A und Liste B) notwendig. 
Weiterhin wurden sämtliche bisher festgesetzten Höchstmen-
gen für Verarbeitungsprodukte bei Wirkstoffen gestrichen, die 
bereits der EG-Harmonisierung unterliegen. 
•Konsequenzen aus Verordnung (EWG) Nr. 3600/92 
Da der Wirkstoff Propham in der EU nicht verteidigt wird und 
alle Zulassungen bis zum 8. April 1997 zu widenufen waren, 
wurde die Rückstandsdefinition der neuen Situation angepaßt. 
Die bisherige Summenregelung für Chlorpropham und Propham 
wurde aufgehoben. Für Propham wurden Höchstmengen in Höhe 
der Bestimmungsgrenze von 0,1 mg/kg festgesetzt. Die bisher 
gültigen Höchstmengen gelten nunmehr ausschließlich für 
Chlorpropham. 
• Harmonisierte Höchstmengen 
Der Wirkstoff Monocrotophos wurde aus der Anlage 5 gest1i-
chen, da harmonisierte Höchstmengen für Tee inzwischen fest-
gesetzt wurden. Mit diesem Wert für Tee (0,1 mg/kg) wurde der 
Wirkstoff in die Anlage 2, Liste A aufgenommen. 
Nationaler Regelungsbereich 
• Paragraph 7 
Die Vorschriften des § 7 Abs. 3 und 4 wurden überarbeitet. Die 
dort bisher geltenden Übergangsvorschriften wurden an den ak-
tuellen Stand angepaßt. 
• Neue Wirkstoffe 
Die Wirkstoffe Clodinafop-propargyl, Cloquintocet-mexyl, Di-
methenamid, Fludioxonil, Fluquinconazol, Flurtamone, Kreso-
xim-methyl, Mefenpyr und Quinoxyfen wurden neu in die Ver-
ordnung aufgenommen. Für den Wirkstoff Streptomycin e1folgt 
darüber hinaus eine Regelung für Honig, die allerdings für im-
portierte Ware aus Ländern, in denen Streptomycin als Tierarz-
neimittel bei Bienenvölkern angewendet wird, in Paragraph 7 bis 
zum 1. Juni 2000 abgeändert wird. 
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• Geänderte Rückstandsdefinitionen 
Für einige Wirkstoffe wurde die Rückstandsdefinition geändert 
und damit an die aktuelle Situation angepaßt. Kupferoktanoat 
wurde unter den Kupferverbindungen mit aufgeführt, die 
Höchstmengen für Haloxyfop gelten auch für das Isomere Ha-
loxyfop-R. 
Bei Bentazon lautet die Rückstandsdefinition jetzt „Bentazon, 
Konjugate des 6-Hydroxybentazon und Konjugate des 8-Hy-
droxybentazon, insgesamt berechnet als Bentazon". Analytisch 
wurden die Konjugate schon bisher mitbestimmt, so daß nun-
mehr die Rückstandsdefinition mit den erfaßten Analyten über-
einstimmt. 
Diese Klarstellungen sind zu begrüßen. 
• Anlage 4, Liste B 
Die Anlage 4 enthält Gruppenbezeichnungen für Lebensmittel, 
den Gruppenbezeichnungen zugeordnete einzelne Lebensmittel 
und die Angabe, worauf sich die Höchstmenge bezieht. In der Li-
ste B, die die Lebensmittel pflanzlicher Herkunft berücksichtigt, 
wurde in der Gruppe 2.5. l Salatarten folgende Änderung vorge-
nommen. 
Der Begriff Endivien wurde durch Hinzufügen eines Klam-
merausdrucks erläutert. Die Höchstmenge für Endivie ist dem-
nach anwendbar auf breitblättrige Endivie/Eskariol, Weg-
warte, krausblättrige Endivie/Frisee, Radicchio und Zucker-
hutsalat. 
Die bisher einzeln genannten (kopf- und blattbildenden) Sa-
late wurden unter dem Begriff Salat zusammengefaßt und 
durch Hinzufügen eines Klammerausdrucks erläutert. Die 
Höchstmenge für Salat ist demnach anwendbar auf Kopfsalat, 
Schnittsalat, Eisbergsalat und Römischer Salat/Bindsalat. 
Diese Klarstellung ist zu begrüßen. 
K. HoHGARDT (Braunschweig) 
Die Abteilung „Pflanzengesundheit" der BBA teilt mit: 
Erhebungen über das Auftreten von 
Ralstonia solanacearum in der Kartoffel-
produktion Deutschlands, Ernte 1998 
Auf der Grundlage einer Entscheidung der EU-Kommission sind 
seit 1995 zusätzliche Maßnahmen gegen die Niederlande getrof-
fen worden, um eine weitere Verschleppung von Ralstonia 
(Pseudomonas) solanacearum, den Erreger der Schleimkrank-
heit der Kartoffel, in der Gemeinschaft zu verhindern 
(95/506/EG, zuletzt geändert durch 98/738/EG). Die Mitglied-
staaten sind seitdem verpflichtet, jährliche Erhebungen auf Ral-
stonia solanacear11111 in ihrer Kartoffelproduktion durchzuführen 
und der Kommission und den Mitgliedstaaten über die Ergeb-
nisse zu berichten. 
In Deutschland wurden umfangreiche Labortestungen von 
Kartoffelpartien der Ernte 1998 auf Ralstonia solanaceamm vor-
genommen. Die Untersuchungen erfolgten labordiagnostisch 
entsprechend der EG-Methodik (Entscheidung 97/647/EG) und 
wurden in den jeweils für die einzelnen Bundesländer zuständi-
gen Pflanzenschutzdiensten durchgeführt. Insgesamt sind 14 896 
Proben der Kartoffelproduktion in Deutschland, davon allein 
11 164 Proben von Pflanzkartoffelpartien, labordiagnostisch auf 
Befall mit Ralstonia solanacearum untersucht worden. 
Kartoffeleinfuhren aus den Niederlanden (Ernte 1998) wurden 
mit insgesamt 1074 Proben untersucht. 
In der Pflanzkartoffelerzeugung Deutschlands wurde kein Be-
fall mit Ralstonia sola11acear11111 festgestellt, während an zwei 
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Speisekartoffelpartien das Bakterium gefunden wurde. Weiter-
führende Untersuchungen gaben keine Anhaltspunkte für eine 
weitere Ausdehnung des Befalls. 
Nachdem im Sommer 1999 in den Niederlanden bei Feld-
inspektionen in verschiedenen Linien der Sorte 'Karnico' Befall 
mit Ralstonia solanacear11111 festgestellt wurde, informierte der 
niederländische Pflanzenschutzdienst die deutschen Behörden 
über Lieferungen des Ausgangspflanzgutes vom Jahre 1998 an 
deutsche Landwirte. Bei den Nachforschungen in den betroffe-
nen Schwesterpartien wurde in 10 Betrieben in einer Anbaure-
gion Deutschlands Befall mit Ralstonia solanacearum ermittelt. 
In 3 der betroffenen Betriebe wurde auch an 3 anderen Sorten Be-
fall mit Ralstonia solanacearwn festgestellt. ln allen 3 Fällen 
waren diese Partien direkt neben der befallenen Sorte 'Karnico' 
angebaut worden. Es liegt die Vermutung nahe, daß es sich hier-
bei um eine Verschleppung der Krankheit durch Maschinen aus 
der befallenen Parzelle der Sorte 'Karnico' handelt. 
In allen Fällen, in denen Ralstonia solanacearnm nachgewie-
sen wurde und in denen die Analysen auf einen wahrscheinlichen 
Befall schließen ließen, wurden Maßnahmen unter Berücksichti-
gung der Bekämpfungsrichtlinie für Ralstonia solanacearwn 
(RL 98/57/EG) angeordnet. 
An den in Deutschland untersuchten Proben aus Kartoffelein-
fuhren 1999 aus den Niederlanden wurde Ralstonia solana-
cearwn nicht nachgewiesen. 
Die Ergebnisse der umfangreichen Untersuchungen lassen die 
Schlußfolgerung zu, daß Ralstonia solanacearum in der Pflanz-
kartoffelproduktion in Deutschland nicht vorkommt und auch 
die Speise- und Wirtschaftskartoffelproduktion als nahezu frei 
von diesem Schadorganismus anzusehen ist. Die im letzten Jahr 
verursachte Verschleppung von Ralstonia solanacearwn durch 
die befallenen Linien der Sorte 'Karnico' aus den Niederlanden 
unterstreicht die Bedeutung der Verwendung befallsfreien 
Pflanzgutes. PETRA MüLLER 
Abteilung für nationale und internationale Angelegenheiten 
der Pflanzengesundheit der BBA (Kleinmachnow) 
Notmaßnahmen gegen die Einschleppung 
des Asiatischen Laubholz-Bockkäfers 
Anoplophora glabripennis von der EG-
Kommission verabschiedet 
Mit der Veröffentlichung im Amtsblatt der EG vom 1. Juni wer-
den vom 10. Juni 1999 an besondere Schutzmaßnahmen gegen 
die Einschleppung von Anoplophora glabripennis wirksam (Ent-
scheidung der Kommission 1999/355/EG). Die Maßnahme war 
von allen Mitgliedstaaten und der Kommission als notwendig an-
gesehen worden, da zum Jahresende 1998 in Großbritannien 
mehrfach an hölzernem Verpackungsmaterial aus China sowohl 
Bohrlöcher als auch lebende Tiere dieser Käferart festgestellt 
wurden. Ausführliche Informationen zum Asiatischen Laubholz-
Bockkäfer sind im Nachrichtenblatt des Deutschen Pflanzen-
schutzdienstes 3/99 zu finden. 
Die EG-Entscheidung schreibt vor, daß Verpackungsholz 
(z.B. in Gebrauch befindliche Kisten, Paletten, Kabeltrommeln 
usw.) von Laubhölzern aus China entweder 
• entrindet und frei von Insektenbohrlöchern von einem Durch-
messer> 3 mm ist oder 
• einer technischen Trocknung auf unter 20 % Feuchte/TS unter-
zogen wurde. 
Eine besondere Kennzeichnung oder Bestätigung der Erfüllung 
dieser Anforderung durch amtliche Dokumente (z. B. Pflanzen-
gesundheitszeugnis o. ä.) ist nicht vorgesehen, jedoch sind die 
Mitgliedstaaten verpflichtet, in den kommenden Monaten ein in-
tensives Monitoring von Einfuhren, in denen hölzernes Ver-
packungsmaterial verwendet wird, aus China durchzuführen, um 
die Wirksamkeit der aktuellen Regelung zu prüfen. 
Die USA und Kanada haben bereits vor der EU besondere 
Schutzmaßnahmen gegenüber der Einschleppung von Anoplo-
plwra glabripennis erlassen, die wesentlich strenger als die EU-
Vorschriften sind (z.B. Verbot der Verwendung derartiger Höl-
zer überhaupt oder Begasung dieser Hölzer in Verbindung mit 
obligatorischer amtlicher Bestätigung der Maßnahme (Pflanzen-
gesundheitszeugnis)). Mehrfache Einschleppungen in die USA 
mit erheblichen Schäden insbesondere bei Straßenbäumen, die 
sehr aufwendige Ausrottungsmaßnahmen zur Folge hatten, sind 
Auslöser dieser drastischen Maßnahmen. Es wird angenommen, 
daß Anoplophora glabripennis auch im europäischen Raum 
erhebliche Schäden verursachen könnte. J.-G. UNGER 
Abteilung für nationale und internationale Angelegenheiten 
der Pflanzengesundheit der BBA (Braunschweig) 
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100. Ergänzungslieferung, 1999, 266 S. 
Vorwatt 
Mit der vorliegenden Ergänzungslieferung wird das Werk auf den 
Rechtsstand vom 1. Januar 1999 gebracht. 
Neu aufgenommen wurde die Bekanntmachung von Informationen 
über nach dem Chemikaliengesetz angemeldete Stoffe (Nr. 3/28). Der 
Abdruck wird mit den näch.sten Ergänzungslieferungen vervollständigt. 
Es wird hingewiesen auf Anderungen des Gesetzes über Medizinpro-
dukte (Nr. 6/5). Die Verordnung über Höchstmengen an Pflanzenschutz-
und Schädlingsbekämpfungsmitteln, Düngemitteln und sonstigen Mit-
teln in oder auf Lebensmitteln und Tabakerzeugnissen (Nr. 6/8) wurde 
aktualisiert. Den Abschluß der vorliegenden Ergänzungslieferung bildet 
das Landesrecht Bremen mit Veröffentlichung der Neufassung des 
Bremischen Ausführungsgesetzes zum Kreislaufwirtschafts- und Abfall-
gesetz (Nr. 14/7). 
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